
DER 
TAG

— — —tmmmmmmbmw— w — — — n— r>
N r. 28 / 8. Jahrgang 13. J u l i  19 5 5 P re is  20 P fenn ig

Schlag gegen „technische Intelligenz“
Sowjetzonen-W issenschaft in den Dienst des Ostblocks gestellt

Einschneidende Veränderungen werden sich demnächst in  den 
Beziehungen zwischen SED und Technischer In telligenz der 
Sowjetzone ergeben. Unter dem B egriff „Schaffung einer neuen 
Technik“ haben 750 technische, Staats- und Partei-Funktionäre 
in  der vergangenen Woche auf einer „W issenschaftlich-Tech­
nischen Konferenz“  entsprechenden Empfehlungen des SED- 
Zentralkomitees zugestimmt. Sinn der Konferenz war, d ie tech­
nisch-wissenschaftliche In telligenz der Sowjetzone in  den D ienst 
der Ostblock-Rüstung zu stellen, und zwar zu Bedingungen, 
w ie  sie in den übrigen volksdemokratischen Bändern üblich sind.

D ie Teilnahme des 1. SED- 
Sekretärs Ulbricht und des 
tschechoslowakischen Baumini­
sters Andel sollte der versöhn­
liche Abschluß einer Auseinan­
dersetzung sein, die seit etwa 
drei Monaten zwischen verschie­
denen Ostblockstaaten und der 
Sowjetzonenregierung geführt 
worden ist.

Bei Betrachtung der Zusam­
menhänge muß man davon aus­
gehen, daß die „Technische In ­
telligenz“ der Sowjetzone heute 
eine Bezahlung erhält, die w eit 
über den finanziellen Sföglich- 
keiten volkseigener Betriebe 
liegt. A ls diese Betriebe noch 
ausschließlich vom Staat sub­
ventioniert wurden, machte es 
dem VEB nichts aus, einer be­
nötigten Fachkraft einen, E in­
zelvertrag m it 4000 DM  Monats­
gehalt zu geben. Dazu kam das 
Bestreben der SED, nach einer 
um sich greifenden Zonenfiucht 
die dringend erforderliche Tech­
nische In telligenz durch mate­
rie lle  Versprechungen im Lande 
zu behalten.

28 Prozent der Lohnsumme
Das hat dazu geführt, daß in 

verschiedenen Spezialbetrieben 
bis zu 28 Prozen t der Gesamt­
lohnsumme fü r die Inhaber von 
„E inzelverträgen“ ausgegeben 
worden sind! Volkseigene Un­
ternehmen kauften sich gegen­
se itig  Ingenieure weg, indem 
sie die Gehälter überboten.

A ls der Staat Ende vergan­
genen Jahres plötzlich über­

raschend seine Subventionen 
kündigte, standen diese Betriebe 
vo r dem Dilem m a: W o einspa­
ren? An die „In telligenz-V er­
träge“ w agte man sich nicht 
heran. E rgo senkte man die 
Löhne, indem man zu radikaler 
Normenerhöhung schritt.

, W aclistamsscliwierigkeiten6
Die SED nennt das, was so­

m it eingetreten ist, schlicht 
„Wachstumsschwierigkeiten“ . 
W er sich jedoch m it dieser D e­
fin ition niclit begnügt, sind die 
an der Sowjetzonenwirtschaft 
interessierten Volksdemokratien.

Unm ittelbar nach der W a r­
schauer Konferenz übernahmen 
tschechische und polnische Gre­
mien zusammen m it staatlichen 
Stellen der Sowjetzone die K on ­
tro lle der ostdeutschen Schwer­
industrie. Das erste, woran sie 
sich stießen, waren Stellung und 
Bezahlung der technischen In ­
telligenz. Denn obwohl der 
„Spez“ , der technische Spezia­
list, in  allen Oststaaten zu den 
bestbezahltesten Leuten gehört, 
w ar h ier eine zu offensichtliche 
Überschätzung der finanziellen 
Kapazität gegeben. Ih re Beden­
ken brachten die polnisch-tsche­
chischen Inspekteure auf einer 
Konferenz vor, die Ende A pril 
im  SED-Zentralkomitee stattge­
funden hat. Man beschloß, auf 
einer schnellstens einzuberufen­
den „W issenschaftlich - techni­
schen Konferenz“ die D inge neu 
zu ordnen.

Diese Konferenz hat jetzt, 
vom 6. bis S. Juli, stattgefun­

den. W as h ier angeschnitten 
w ird, wurde dort von einem 
Dutzend wissenschaftlicher 
Fachreferate ertränkt. A ber 750 
D eleg ierte haben einem Passus 
zugestimmt, der nicht nur die 
lukrativen „E inzelverträge“ v ie ­
le r  Sowjetzonen-W issenschaftler 
bedroht: „D ie  Schaffung einer 
neuen Technik erfordert gleich­
ze itig  die reale Bewertung w is­
senschaftlich-technischer A rbeit 
im  Rahmen der Produktivität 
unserer V o lksw irtscha ft. —*
Doch, geht es nur ums Geld?

An den Ostblock verkauft
U lbricht überbrachte der K on ­

ferenz eine „Em pfehlung“ des 
Zentralkomitees, die d ie „Aus­
arbeitung von Perspektivplänen 
in  Koordin ierung m it den be­
freundeten Staaten“  be fieh lt 
Das heißt: A lle  Forschungszen­
tren und Entwicklungsabteilun­
gen der Sowjetzonenindüstrie 
werden ih re A rb e it den „be­
freundeten“ Oststaaten nutzbar 
machen, ohne dafür eine Gegen­
leistung zu empfangen.

Die Hintergründe
Das, ist der zw e ite  und v ie l­

leicht schwerste Schlag gegen 
die sowjetzonale „Technische 
In te lligen z“. D ie Ostblockstaa­
ten wollen, wenn sie schon nicht 
die erhoffte w irtschaftliche Aus­
beutung der Sowjetzone vorneh­
men können, wenigstens deren 
H irne nutzen. Und jeder In ge ­
nieur oder Forscher, der seine 
A rbeit kü n ftig  dem „Staatlichen 
Zentralamt fü r  Forschung und 
Technik“  übergibt, darf gewiß 
sein, daß selbst eine zum N u t­
zen fried licher Entwicklung ge­
tane A rb e it noch Verwendung 
in  der Ostblockrüstung finden 
w ird . Das —  und nichts anderes 
—  sind die H intergründe einer 
in  „streng wissenschaftlichem 
Rahm en“  durchgeführten Ost­
berliner Konferenz.
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Ber Anfang 
ist schwer

W G. F ü r eine demokratische 
Regierung1 g ib t es zw ei w ichtige 
Aufgaben, bei deren Erfüllung 
die gute Zusammenarbeit m it 
der Opposition von ih r gesucht 
und von der Opposition auch ge­
währt werden so llte  Das eine 
ist die Außenpolitik, die E in­
ordnung des eigenen Landes in 
die internationale Po litik . Das 
andere ist die W ehrpolitik, die 
vorbeugende, defensive Siche­
rung des Landes gegen äußere 
Gefahr. In  beiden Fällen  ist der 
Staat als Ganzes m it allen sei­
nen Interessen und der Gesamt­
heit seiner Staatsbürger enga­
g iert, was auf der Kehrseite 
eine möglichst weitgehende 
Übereinstimmung a ller Faktoren 
der P o lit ik  zur Voraussetzung 
haben sollte.

Es ist eine w irkliche T ragö­
die, daß in  der Bundesrepublik 
der K am pf zwischen Regierung 
und Opposition am härtesten 
gerade um diese beiden A u f­
gaben geführt w ird , die in 
glücklicheren Ländern am1 w e­
nigsten umstritten sind. Nicht 

Z u le tz t  ist es hier begründet, 
daß auch der Anfang einer 
neuen deutschen W ehrpolitik  so 
schwer ist.

Traditionelle Belastung
Die Einstellung der SPD zur 

W ehrpolitik  war —  ob sie selbst 
reg ierte oder in  Opposition 
stand —  auch früher uneinheit­
lich. Eine Schweizer Zeitung 
hat jüngst auf diese traditio­
nelle Belastung der großen P a r­
te i hingewiesen. D ie SPD sollte 
diese K r it ik  nicht überhören. 
W ir  stellen gerne fest, daß die 
sozialdemokratische Haltung 
nicht einfach schuldhaft ist. In  
höherem Sinne ist sie das P ro ­
dukt der politisch unglücklichen 
Vergangenheit Deutschlands. In  
ihrer aktuellen Substanz enthält 
sie jedoch noch etwas anderes: 
sie ist nämlich a u c h  die F o rt­
setzung' des sozialdemokra­
tischen Kam pfes gegen die 
Außenpolitik der Bundesregie­
rung m it den gerade verfü g­
baren wehrpolitischen Mitteln. 
Darin lieg t das Bedenkliche und 
Gefährliche.

Es w äre nämlich an der Zeit, 
daß die SPD bei a ller Reserve 
gegenüber der deutschen Außen­

po litik  ihre teils aus traditio­
neller Abneigung und teils aus 
Mißtrauen gemischte Haltung 
in der W ehrpolitik  durch eine 
möglichst geschlossene M itarbeit 
überwindet.

Ein Akt der Verständigung ?
Bei der parlamentarischen Be­

handlung des Freiw illigen-Ge- 
setzes, um: das der Streit zuletzt 
g ing, kam es darauf an, einer­
seits jede Verzögerung zu ver­
meiden und also das Gesetz noch 
vor den Parlam entsferien zu 
verabschieden, und andererseits 
so zu verfahren, daß die M it­
w irkung der SPD  gesichert 
wurde. Zur fristgerechten E rle­
digung des Gesetzes sind die 
Koalitionsparteien weiterhin 
entschlossen und werden sich 
hoffentlich von diesem Entschluß 
nicht abbringen lassen.

Selbstverständlich sollte und 
mußte bei der parlamenta­
rischen Erledigung des F re i- 
w illigen-Gesetzes alles sachlich 
Mögliche geschehen, um die M it­
w irkung der SPD  sicherzustel­
len. Das von der Bundesregie­
rung vorgelegte und gegen man­
che Änderungsvorschläge des 
Bundesrates aufrechterhaltene 
kurze Gesetz fand nicht nur die 
Gegnerschaft der SPD, sondern 
auch eine lebhafte K r it ik  der 
Koalitionsparteien selbst. Es 
hat infolgedessen im Sicherheits­
ausschuß des Bundestages Än­
derungen und Ergänzungen er­
fahren, m it denen auch wesent­
liche Forderungen der SPD er­
fü llt worden sind.

Besondere Schwierigkeiten be­
standen hinsichtlich des „Per- 
sonalgutachterausschusses“ . Un­
ter diesem langen Namen soll 
ein Ausschuß geb ildet werden, 
dessen Aufgabe es sein w ird, die 
zur W iedereinstellung vorge­
sehenen Offiziere, vom Oberst 
aufwärts, auf ihre persönliche 
E ignung zu überprüfen. An  der 
W iege des Ausschusses steht 
also ein auf schlechten Erfah­
rungen der Vergangenheit be­
ruhendes Mißtrauen, das m it der 
SPD auch w eite K re ise  der Koa­
litionsparteien teilen. D ie F o r­
derung der SPD und anderer, 
daß dieser Ausschuß nicht durch 
einen Regierungsakt berufen, 
sondern gesetzlich „verankert“ 
werden sollte, w ird  erfü llt w er­
den. A ls das bereits Jeststand, 
ist die SPD noch einen Schritt 
weitergegangen und hat die

„Verankerung“ des Ausschusses 
und seiner Befugnisse in einem 
besonderen Gesetz verlangt, dem 
sie ihre Zustimmung geben 
wolle. Auch dieser Wunsch w ird  
erfü llt werden. H ier bahnt sich 
vielleicht eine in  die Zukunft 
w irkende Verständigung an. Sie 
w ird  zwar kaum die Zustim­
mung der SPD zu dem Freiw il- 
ligen-Gesetz einschließen, das 
sie als eine F o lge  der von ihr 
bekämpften Außenpolitik be­
trachtet, aber wenigstens ihre 
w eitere M itarbeit an dem A u f­
bau der Bundeswehr.

Es gibt auch Bedenken
Einer M itw irkung des Bun­

destages bei der Berufung des 
Personalausschusses und bei 
den Personalfragen der Bundes­
w ehr überhaupt stehen a ller­
dings auch Bedenken entgegen. 
Es handelt sich hier im  Grunde 
um eine M itw irkung des P a r­
laments an den Aufgaben der 
Exekutive, die der rechtsstaat­
lichen Gewaltenteilung w ider­
spricht. Deshalb ist es notwen­
dig, diese M itw irkung sachlich 
streng zu begrenzen und zeit­
lich auf die erste Phase des 
Aufbaues der Bundeswehr zu 
beschränken.

Solche Einwirkungen des P a r­
laments auf die Aufgaben der 
Verwaltung oder der Rechtspre­
chung waren noch nie gut. W ir  
brauchen nur an das Bundesver­
fassunggericht zu denken, das 
in folge der Ernennung eines 
Teiles seiner M itg lieder durch 
das Parlament während des 
Streites um die Verfassungs­
m äßigkeit der EVG-Verträge 
hart an den Rand der D iskredi­
tierung gebracht worden ist. 
Man sprach damals von einem 
„roten“  und einem „schwarzen“ 
Senat, je  nach der Parteizuge­
hörigkeit oder der politischen 
Tendenz seiner vom Parlament 
bestimmten M itglieder. In  E r­
innerung an diesen F a ll wurde 
bereits davon gesprochen, daß 
w ir  demnächst auch „rote“ und 
„schwarze“ Generale unterschei­
den müßten —  je  nach den 
Mehrheiten und Sympathien, 
m it denen sie die Genehmigung 
ihrer Ernennung vom Personai- 
ausschuß oder gar vom Parla ­
ment erhalten haben. Man sollte 
also den gegenüber dem Bun­
desverfassungsgericht begange­
nen Feh ler möglichst gegenüber 
der Bundeswehr nicht w ieder­
holen. r



Klärung im Streit um die Wehrgesetze
Das Freiwiliigengesetz ist gesichert — Einigung mit der SPD über Personalausschuß
Bonn (D PA ). Der Sicherheitsaussc'huß des Bundestages be­

endete die erste Lesung des Freiw illigen-Gesetzes. E r beschloß 
dabei, über den Personalausschuß, der nach dem letzten Stand 
der D inge im  Freiw illigen-Gesetz festgelegt werden sollte, ein 
besonderes Gesetz einzubringen. Es handelt sich dabei um 
einen In itiativ-Entw urf, der die Unterschriften aller Fraktionen 
einschließlich der SPD m it Ausnahme der D P  tragen w ird . In  
dem Entw urf ist vorgesehen, daß die M itg lieder des Personal - 
ausschusses von der Bundesregierung vorgeschlagen, vom 
Bundestag bestätigt und vom Bundespräsidenten ernannt 
werden.

Aufgabe des Ausschusses ist 
es, alle Bewerber vom Obersten 
aufwärts zu begutachten. Enter 
den ersten 6000 F re iw illigen  
sollen voraussichtlich 24 Gene­
rale und etwa 275 Obersten ein­
gestellt werden. F ü r die An­
nahme aller übrigen D ienst­
grade soll der Personalaus­
schuß Richtlinien vorschlagen.

Es w ird  damit gerechnet, 
daß die Kommission, der etwa 
30 bis 40 M itg lieder angehören 
sollen, sich wegen der großen 
Zahl der Bewerber in zwei 
Unterausschüsse gliedern w ird. 
Dabei soll der Ausschuß auch 
selbst bestimmen, m it welcher 
Mehrheit er über die Annahme 
eines Bewerbers entscheiden 
w ill. Unter den M itgliedern 
sollen auf Antrag der SPD auch 
zwei Frauen sein.

W er  nicht die Zustimmung 
des Personalausschusses erhält, 
darf vom Bundesverteidigungs- 
ministerium weder verwendet 
noch eingestellt werden. . In  
parlamentarischen Kreisen rech­
net man damit, daß der Aus­
schuß bereits Anfang August 
seine A rbeit aufnehmen kann.

W ie  nach Abschluß der Be­
ratungen im  Sicherheitsaus­
schuß bekannt w ird , is t durch 
die sachlich und gründlich von 
Koalition  und Opposition g e ­
führten Debatten eine Atm o­
sphäre geschaffen worden, die

•.Nürnberg (AP/D PA). D ie Zahl 
der Arbeitslosen im  Bundesge­
biet ist auch im  Juni erheblich 
zurückgegangen, und zwar um 
80 605 auf 650 499. Nach M ittei­
lung der Bundesanstalt in Nürn­
berg  lieg t die Zahl um rund 
357 200 n iedriger als vor einem 
Jahr und um rund 170 400 unter 
dem im  Oktober 1951 erreichten

ein günstigeres K lim a fü r die 
weitere Beratung der anderen 
W ehrgesetze erwarten lasse.

Kündigung nicht erlaubt
In  der je tz t vorliegenden 

Fassung des F reiw illigengeset­
zes sind mehrere Anträge der 
Opposition und Anregungen des 
Landes Nordrhein - W estfalen 
berücksichtigt worden. D ie fre i­
w illigen  Soldaten werden da~

Berlin (Eigemneldung). W est­
berliner Yerwaltim gsdienststel- 
len haben zur F rage der W ie ­
derherstellung der technischen 
Einheit der Stadt gegenüber 
den Ostberliner D ienststellen 
erneut die In itia tive  ergriffen 
und als Auftakt einen durch­
gehenden Verkehr von drei 
Straßenbahnlinien vorgeschla­
gen.

Verkehrssenator Theuner er­
klärte dem T A G : „W ir  wün­
schen, daß der Ost-W est-Ver- 
kehr w ieder fließend w ird  und 
das lästige Umsteigen endlich 
fo rtfä llt.“

D ie Ostberliner Verwaltung 
hatte noch vor kurzem w ieder 
verlangt, daß Verhandlungen 
über die Beseitigung der Aus­

bisherigen Tiefpunkt seit der 
W ährungsreform.

Von den im  Bundesgebiet am 
30. Juni noch Arbeitslosen wa­
ren 336 681 Frauen und 313 818 
Männer. Damit ist erstmals seit 
der Währungsreform  die Zahl 
der arbeitslosen Männer nied­
riger als die der weiblichen.

nach nicht als „Beamte auf 
P robe“ eingestellt. Sie stehen 
im Dienst- und Treueverhältnis 
zum Bund, auf die die Vor­
schriften für Beamte auf Probe 
entsprechend angewandt w er­
den. E in Diensteid w ird  nicht 
geleistet, sondern eine schrift­
liche Verpflichtung, das Grund­
gesetz zu wahren und die 
Dienstpflichten gewissenhaft zu. 
erfüllen. D ie ersten v ier Monate 
gelten als Eignungsübung. 
Während dieser Zeit darf der 
b isherige Arbeitgeber dem F re i­
w illigen  nicht kündigen. S  

D ie Besoldung des F re iw il­
ligen soll die Bundesregierung 
m it Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechtsverordnung 
festlegen. Eine Angleichung an 
die Bezüge des Bundesgrenz­
schutzes lehnte der Ausschuß als 
„zuwenig attraktiv;“ ab.

wüchse der Spaltung Berlins 
unmittelbar zwischen Vertretern 
des Magistrats von Ostberlin 
und der W estberliner Verwal- 

,, tung geführt werden.
Der Straßenbahnverkehr war 

A n fang 1951 unterbrochen w or­
den. D ie Umstellung hatte die 
BVG mehrere hunderttausend 
D-Mark gekostet, w e il nun­
mehr an den Sektorengrenzen 
über ein Dutzend Weichen ge­
baut werden mußten. Auch die 
Ost-BVG hatte auf ih rer Seite 
die erforderlichen W eichen­
systeme hersteilen müssen. D ie 
Schienenstränge sind jedoch bis 
auf w enige M eter nicht entfernt 

. worden. Nach Ansicht von Sach­
verständigen w äre daher der 
Durchgangsverkehr innerhalb 
einer Nacht zu verwirklichen. 
Die erforderlichen Triebw agen 
und Anhänger stehen auf W est­
berliner Seite bereit, um not­
fa lls auch der Ost-BVG aus- 
helfeh zu können.

Heuss 50 Jahre Doktor
München CAP). Bundespräsi- 

dent Heuss fe ierte, am Sonn­
abend in der Münchener Uni­
versität die fünfzigste W ieder­
kehr des Tages seines Doktor­
examens.

Neuer Tiefpunkt der Arbeitslosigkeit

Laßt Straßenbahnen durchfahren!
Neue Westberliner Vorschläge zur Wiederherstellung der 

technischen Einheit der Stadt



Edens drei Punkte für Genf
Deutsche Einheit am  wichtigsten —  Rückversicherung für M oskau

London (AP/D PA ). D er britische Prem ierm inister Eden Iiat 
drei Grundsätze fü r die Verhandlungen in Genf auf gestellt, 
von denen Großbritannien sich nichts ab handeln lassen w ird :

1. Keine Aufgabe des N ATO -Paktes und keine Trennung von 
den USA, 4

2. W iederverein igung Deutschlands durch fre ie  W ahlen und 
S. Entscheidungsfreiheit einer gesamtdeutschen Regierung. 
Unter W ahrung dieser Grundsätze sei Großbritannien bereit,

m it der Sowjetunion über eine Verständigung zu verhandeln 
und Sicherungen dafür anzubieten, daß ein m it dem Westen 
verbundenes w iederverein igtes Deutschland keine Gefahr für
die Sowjetunion w ird .
Eden hob w iederholt hervor, 

daß die deutsche F rage  das 
w ichtigste Prob lem  ist, da es 
ohne die W iederverein igung 
Deutschlands weder Sicherheit 
noch Frieden  geben werde.

W örtlich  erklärte Eden : „Das 
Prob lem  Europa ist das P ro ­
blem ^Deutschland. So lange 
Deutschland gete ilt  ist, w ird  
Europa gete ilt bleiben . . . Was 

-können w ir  tun, um Deutsch­
land w ieder zu verein igen? Es 
müßten im  ganzen Land fre ie  
W ahlen stattfinden. Das habe 
ich auch in  Berlin  vorgeschla­
gen. W enn die W ahlen vorüber 
sind, w ird  es an dem w ieder- 
verein igten Deutschland sein, 
über seine Zukunft selbst zu 
entscheiden. Es ist nur natür­
lich, daß vie le Leu te in  Europa 
das Gefühl haben, dies berge 
ein R isiko in sich. Das stimmt 
natürlich, und die Deutschen 
verstehen dies. Bei der Lösung

85 Legionäre geilohen
P o rt  Said (A P ). Im  Suezkanal 

sind w ieder zahlreiche Frem ­
denlegionäre von B ord eines 
Truppentransporters in das 
M eer gesprungen und haben 
sich den ägyptischen Behörden 
gestellt. D iesm al w aren es 85 
Legionäre, darunter 60 Deutsche 
und zehn Österreicher, die von 
dem norwegischen Schiff „Skau- 
gum“ sprangen.

Erst vor e lf Tagen  waren 67 
Legionäre von der italienischen 
„F lam inia“ ehtkommen.

Äufstanslsversuche in China
Hongkong (D PA ). In  der P ro ­

vinz Hunan (Südchina) wurden 
im  Lau fe der letzten Monate 
zwei Aufstandsversuche unter­
drückt. Der 17. März und der 
9. A pril werden von kommunisti­
scher Seite als Daten der ge­
scheiterten Revolten bezeichnet.

dieser F rage bestehen fü r alle 
Risiken. W ir  müssen sie aber 
trotzdem  lösen, denn es w ird  
in Europa w eder Sicherheit 
noch Frieden  geben, solange 
w ir  das nicht tun.“

D er britische P rem ier sagte, 
er halte es fü r wahrscheinlich, 
daß ein freies, w iederverein ig- 
tes Deutschland sich dem 
W esten anschließen werde. „Es 
ist möglich, daß die Russen 
darin eine Gefährdung ihrer 
Sicherheit sehen. W ir  sind aber 
bereit —• und ich glaube, die 
anderen westlichen Länder ein­
schließlich Deutschland sind es 
auch — , jeder vernünftigen 
Regelung zuzustimmen, die der 
Sowjetunion in diesem Punkt 
eine Rückversicherung g ib t.“ 

Eden w ies dann auf die Be­
schränkungen hin, die Groß­
britannien und die Bundes­

regierung bereits übernommen 
haben. E r nannte die fre iw illig e  
Begrenzung der Rüstung, die 
fre iw illig e  Übernahme eines 
Systems der Kontrolle und der 
Überwachung und die in  Arbeit 
befindlichen Pläne für eine 
Rüstungsgemeinschaft und „an- 

* dere Abmachungen dieser A rt“ . 
„Es g ibt keinen Grund, diese 
Regelungen nicht in irgendeiner 
Form  vom W esten auf den 
Osten auszudehnen. M öglicher­
w eise können auch andere 
Pläne ausgearbeitet werden, um 
Sicherheit zu schaffen.“  Aber 
das lasse man vielleicht besser 
fü r Genf.

Adenauer dankt
Bonn (D PA ). Bundeskanzler 

Adenauer hat Prem ierm inister 
Eden telegrafisch, zu den Aus­
führungen beglückwünscht, die 
dieser zur Deutschlandfrage ge­
macht hat.

Der Bundeskanzler dankte 
dabei besonders herzlich fü r 
die Erklärung des Prem ier­
ministers, daß das europäische 
Prob lem  nicht ohne die deutsche 

s W iederverein igungsfrage gelöst 
werden könne und daß diese 
daher Vorrang bei den kom­
menden Viermächte-Besprechun- 
gen  in  Genf haben müsse. „Sie 
wissen, w ie  sehr sich diese A u f­
fassung in  Einklang m it meiner 
P o litik  und unserer öffentlichen 
Meinung befindet.“

Paris 
zösische 
hat das

die
Tu-
die

Große Freude in Tunesien
P a r is  g ew äh rt m e h r  S e lb stv erw altu n g

sehen Händen weiterhin 
außenpolitische Vertretung 
nesiens, die M ilitärgewalt, 
W ährung und das Zollwesen.

In  Tunesien hat die Nachricht 
von der Entscheidung der fran­
zösischen Nationalversammlung 
große Freude ausgelöst. D ie 
französische Regierung hofft, 
daß jetzt die zahlreichen T e r­
rorakte in Tunesien aufhören.

(AP/D PA). D ie  fran- 
Nationalvcrsammlung 
französisch-tuneslsclie 

Abkommen m it überraschend 
großer Mehrheit —  540 : 43 Stim­
men — angenommen. Das neue 
Abkommen gewährt dem nord­
afrikanischen Protektorat Tune­
sien ein großes Maß von Selbst­
verwaltung.

Jedoch bleiben in französi-

Brentano zum Osthandel
Frankfurt (D P A ). Außenmi­

nister Dr. von Brentano hat 
über den Rundfunk zu Forde­
rungen der W irtschaft nach 
einem Ausbau des Osthandels 
Stellung genommen. E r  sagte, 
das Handelsvolumen m it dem 
Osten würde auch dann nicht 
beträchtlich erhöht werden kön­
nen, wenn die jetzt fü r die Aus­
fuhr nach dem Osten gesperrten 
Güter in  den Osthandel einge­

schaltet werden könnten. Eine 
Ausweitung des Handels mit 
den Ostblockstaaten würde nach 
Lage  der D inge heute nur auf 
Kosten der Handelsbeziehungen 
m it anderen Ländern gehen, 
z. B. m it den südamerikanischen. 
Außenminister von Brentano 
wies darauf hin. daß die w irt­
schaftliche Lcistim&r *7* i *' gk eit
der Ostblockstaaten stark be­
grenzt sei.



Tor zur Sowjetzoiie fast verschlossen
Ein unwürdiges Schauspiel in den Osiberliner Passierscheinstellen

Zehntausende von W estber­
linern erleben seit Wochen ein 
unwürdiges Schauspiel, in dem 
sie zu Marionetten gemacht 
werden, die nach der kommu­
nistischen P fe ife  tanzen müssen. 
Schließlich: die Berliner haben 
nun einmal sehr enge Verb in­
dungen zu den Menschen in der 
Zone, sei es durch Verwandt­
schaft oder Bekanntschaft, und 
besonders während der Ferien ­
ze it drängt es sie natürlich zu 
einem Besuch. Keineswegs lok- 
ken drüben „F leischtöpfe“ oder 
ein billigeres Leben unter Aus­
nutzung des W ährungsgefälles. 
Aber die menschlichen Bindun­
gen sind nun einmal stärker.

Anfahrt schon in der Nacht
Sie sind sogar so k rä ftig  und 

trotz der jahrelangen Schikanen 
fest geblieben, daß vie le W est­
berliner nicht davor zurück­
schrecken, auf den Ausgabe­
stellen in  Ostberlin w ie Herden­
tiere behandelt zu werden. M it 
den letzten S-Bahn-Zügen fah­
ren sie hinüber, ob es regnet 
oder stürmt. Und dann stehen 
sie stundenlang und warten, 
warten . .  . Andere benutzen die 
ersten S-Bahn-Züge bis zum 
Alexanderplatz und stürzen sich 
dort auf den O-Bus in  Richtung 
Danziger Straße (zur Zeit D im i- 
troffstraße genannt). D ie Schaff­
ner wissen schon, daß sie fast 
ausschließlich W estberliner 
Fahrgäste haben. Von der 
Haltestelle des O-Bus aus be­
ginnt dann ein W ettrennen 
quer durch die Straßen bis zum 
Arnsberger P latz, w e il jeder 
der erste an den Türen sein 
möchte. D ort aber steht bereits 
die „Nachtschicht“ . Gegen 6 Uhr 
sind die Schlangen auf 500 bis 
800 Menschen angewachsen. Die 
einen warten darauf, daß sie 
ihre Anträge ausfüllen können, 
die anderen sind gespannt, ob 
ihre Anträge bew illig t worden 
sind.

Bis der Urlaub vorbei ist
T ag  fü r T a g  wurden die Schi­

kanen systematisch verschärft. 
V iele W estberliner sind schon 
sechs- bis siebenmal zurück­
geschickt worden, w eil es immer 
neue Fragen zu beantworten 
galt. Für manche war inzw i­
schen der Urlaub vorbei. An-

Berlin (Eigenbericht). Das 
drohende Ernährungs-Chaos 
in der Zone w ir ft  seine 
Schatten auf d ie Ostberliner 
Ausgabestellen fü r Passier­
scheine. W as den W estber­
linern hier je tz t zugemutet 
w ird, spottet jeder Beschrei­
bung. In  dieser W oche ist 
auf Anweisung des sow jet­
zonalen Innenministeriums 
die tägliche Quote fü r zu 
bew illigende Anträge erneut 
herabgesetzt worden.

dere kommen m it beglaubigten 
Telegrammen, in Trauerk lei­
dung, offensichtlich unter dem 
Eindruck eines schweren mensch­
lichen Verlustes —  aber: Wenn 
der Angehörige in der Zone be­
reits verstorben ist, dann kön­
nen sie —  sagen die kommu­
nistischen Dienststellen sar­
kastisch —  doch nichts mehr 
ändern. Es genüge doch, wenn 
sie später einmal einen Kranz 
auf das Grab legen. Bei lebens­
gefährlichen Erkrankungen 
scheint man sich zu bemühen 
— aber der Schein trügt. Auch 
in diesen Fällen  w ird  der Pas­
sierschein meist abgelehnt. 
N icht einmal K leinkinder, die 
bestimmt keine großen Esser 
sind, dürfen von den Groß­
eltern, Tanten oder Onkels aus 
W estberlin  abgeholt werden.

Ein Zimmer für Hunderte
Erschütternde Szenen spielen 

sich in dem einen Zimmer ab, 
wo sage und schreibe eine ein­
z ige Bürokraft m it der Bearbei­
tung der Anträge beschäftigt 
ist. Rein  w illkürlich w ird  dann 
an verschiedenen Tagen „fü r 
den Publikumsverkehr geschlos­
sen“. Dann w ieder schickt man 
hartnäckige Bewerber zu einer 
anderen Dienststelle, wo das 
gleiche „A ffentheater" von 
neuem beginnt.

D ie Organisation ist typisch 
kommunistisch: gelegentlich ge­
raten die Schlangen vö llig  
durcheinander. Dann setzt ein 
Kam pf um die W iederherstel­
lung der Ordnung m it den 
alten, seit Stunden verteidigten 
Warteplätzen ein. Und viele, 
besonders Frauen oder ältere

Personen, kommen nach einer 
solchen Tortu r vö llig  zerschla­
gen und über die Ablehnung 
b itter enttäuscht nach W est­
berlin zurück.

A u f den Tischen der „Aus- 
gabe“-Stellen aber liegen kom­
munistische F lugb lätter m it 
Überschrift „Jetzt Verständi­
gung in Berlin“ . Es ist wohl 
kaum ein Trost fü r die W est­
berliner, daß es auch den Be­
wohnern der Zone bei den 
Dienststellen der Volkspolizei 
ähnlich ergeht, wenn sie die 
Genehmigung fü r eine Reise 
nach dem Bundesgebiet bean­
tragen. Man verw eigert sie 
je tz t meistens aus „Sicherheits­
gründen“ . (Denn in W est­
deutschland herrscht natürlich 
eine „Typhus-Epidem ie“  und ein 
„vö lliges Verkehrs-Chaos“.)

Zeugen unerwünscht
Den W estberlinern hat man 

jedenfalls die im  vergangenen 
Jahr etwas w eiter geöffnete Tü r 
zur Zone je tz t nahezu ver­
schlossen. D ie kommunistischen 
Machthaber wünschen keine 
Zeugen fü r die durch sie ver­
schuldeten Versorgungsschwie­
rigkeiten . W enn ausnahmsweise 
Passierscheine ausgestellt w er­
den, lagen vielfach Bescheini­
gungen örtlicher Behörden oder 
Organisationen vor, daß das 
Reiseziel ein ausgesprochener 
ländlicher Bezirk und die V er­
pflegung des Besuchers gesichert 
sei.

Parkman verläßt Berlin
Berlin  (D PA/AP). Der stell­

vertretende amerikanische Ober­
kommissar fü r Berlin , H enry 
Parkman, hat seinen Rücktritt 
erklärt und w ird  seine T ä tig ­
keit am 1. September beenden.

Parkman war von 1946 bis 
1948 Berater des US-M ilitär- 
gouverneurs in Deutschland, 
General Clay. Danach nahm er 
seine Rechtsanwalttätigkeit in 
Boston w ieder auf. Im  Novem ­
ber 1953 ernannte ihn die 
amerikanische Regierung zum 
stellvertretenden Oberkommis­
sar in  Deutschland und damit 
zum M itarbeiter Botschafter Dr. 
Conants.



SED verschweigt Jugendkriminalität
Verbrechen werden vor der Öffentlichkeit geheimgehalten

Im  „Ochsenkopf“ , dem alten Gefängnis!)au in  Berlin-Rummels- 
burg, sitzen seit nunmehr zwei Monaten Jugendliche und war­
ten auf ihre Aburteilung. D ie Öffentlichkeit hat -weder von ihrer 
Existenz noch dem von ihnen ausgeführten grausamen V er­
brechen erfahren: D iese jugendlichen M itg lieder einer Ostber­
liner Gangsterbande haben einen des Verrats verdächtigen 
„Kameraden“  zum Tode durch Bauckaufschlitzen verurteilt und 
dann —  unter Zubilligung „m ildernder Umstände“  —  in  einer 
Daubenkolonie erhängt. Warum wurde dieser F a ll verschwiegen?

Das absonderliche Verhalten 
der Sowjetzonenjustiz erklärt 
sich, wenn man erfährt, daß die 
K urve der schweren Verbrechen 
unter Jugendlichen im  Osten 
seit Frühjahr 1954 ununter­
brochen im  Ansteigen ist. A lle in  
in  Ostberlin sind in  diesem 
Zeitraum mehr als zehn schwere 
Kapitalverbrechen geschehen, 
d ie von der P o lize i verheimlicht 
werden.

D ie SED hat versucht, von 
dieser Tatsache durch sensatio­
nelle ' Berichterstattung über 
ähnliche Fä lle  im  W esten abzu­
lenken. Und man darf anneh­
men, daß der kürzlich in Ost­
berlin groß propagierte „ö ffen t­
liche Prozeß gegen Schmutz-

Berlin  (Eigenmeldung). E in 
Transport' von rund 300 Gefan­
genen hat dieser Tage  die so­
wjetische Zone in  Richtung So­
wjetunion verlassen, w ie  verlau­
tete aus Kreisen  der Reichs- 
bahndirektion Frankfurt/Oder. 
U nter den zu langjährigen 
Zuchthausstrafen Verurteilten 
sollen sich neben Angehörigen 
der Besatzungsmacht auch meh­
rere im Lau fe des-letzten halben 
Jahres von Sowjetgerichten ver­
urteilte Deutsche befinden.

W ied er Quadriga?
Berlin  (Eigenmeldung). D ie 

schon vor einem Jahr von der 
Bauabteilung der Ostberliner 
Stadtverwaltung geplante W ie ­
deraufstellung der Quadriga auf 
dem Brandenburger T o r  ist 
nach Andeutungen des Ostber­
liner Architekten P ro f. Hensel- 
raann .erneut zum Gesprächs­
thema geworden. Grundsätzlich 
sei man in Ostberlin bereit, die

und Schundliteratur“ keine edle­
ren  M otive hatte.

Grund: Militarisierung?
Sowjetzonale Krim inalisten 

führen die steigende Zahl von 
Jugendverbrechen auf die a llge­
meine M ilitarisierung zurück. 
Sechzehnjährige werden bereits 
in  der GST in  „Verteid igungs­
arten“ geschult, die nichts ande­
res als eine brutale A rt der 
Nahkampfausbildung sind. Zwei 
jugendliche M örder erklärten 
vo r Gericht: „W ir  haben die 
A lte  bloß so gefesselt, w ie  w ir 
es bei einer Übung mal gelernt 
haben!“ E in anderer jugend­
licher Einbrecher w ar der festen 
Meinung, ihm könne gar nichts 
passieren, w eil er den Ver-

bisher m it Scheinwerfern ange­
strahlte rote Fahne herabzu­
nehmen, wenn die Quadriga 
nach dem’ in  W estberlin  vorhan­
denen Gipsabdruck neu gegos­
sen werden kann. Da es sich um 
einen überdimensionalen Guß 
handeln -würde, müßte der A u f­
trag auch an eine W estberliner 
Gießerei vergeben werden.

Berlin  (Eigenmeldung). D ie 
kirchliche Ostkonferenz der 
Evangelischen Kirche, d ie unter 
Vorsitz von Bischof Dibelius in 
Berlin  tagte, hat sich m it der 
L a ge  in den östlichen G lied­
kirchen der E K D  befaßt. Im  
Mittelpunkt der Beratungen 
stand die ^Sicherung der Glau­
bens- und Gewissensfreiheit, 
insbesondere auf dem Gebiet der 
Schule und der religiösen An­
weisung der Jugend.

Es wurde beschlossen, w ie die

pfiichtungsschein zur K V P  be­
reits in  der Tasche hatte.

Erschreckend ist gerade in 
Ostberlin und den Randgebieten 
der H ang zur Bandenbildung. 
Den in  F D J  und m ilitanten Or­
ganisationen ausgeübten Druck 
versuchen die Jugendlichen 'auf 
mitunter seltsamste A rt abzu­
reagieren. D er „Halbstarke“ als 
„FDJ-Funktionär außer Dienst“ 
ist keine Seltenheit. Gerichts­
verhandlungen über derartige 
Jugendverbrechen werden dar­
um fast immer unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit durchgeführt.

Illegale werden ausgeflogen
Berlin (D PA ). Sozialsenator 

K re il hat erklärt, daß W est­
berlin bald von den Sow jet­
zonenflüchtlingen entlastet sein 
werde, die bisher als „Illega le “ 
nicht in die Bundesrepublik ge­
flogen werden konnten. Nach­
dem Finanzm inister Schaffer er­
neut rund 69 M illionen DM  zur 
Finanzierung des F lüchtlings­
wohnungsbaus bew illig t habe, 
könnten die Bundesländer ihre 
Zusage, nichtregistri-erte Flücht­
linge aus Berlin aufzunehmen, 
erfüllen.

K re il sagte weiter, daß der 
zusätzliche Abtransport von 6000 
Ostflüchtlingen m it ihren F a ­
milienangehörigen, insgesamt 
10 000 bis 12 000 Menschen, vor­
gesehen sei. Diese F lüchtlinge 
sollen möglicherweise erneut 
Notaufnahmeverf ahren durch­
laufen und aus Ermessensgrün­
den anerkannt werden.

Pearson nach Moskau
Ottawa (D PA ). D er kanadi­

sche Außenminister Pearson ist 
von Sowjetaußenminister Molo- 
tow  nach Moskau eingeladen 
worden.

Evangelische Kirchenkanzlei 
m itteilte, ein W ort an die Ge­
meinden zu richten und bei der 
Pankower Regierung „Vorstel­
lungen zu erheben“ .

Termin für Katholikentag
Köln  (A P ). A ls endgültiger 

Term in für den im nächsten 
Jahr in  K ö ln  stattfindenden 
77. Deutschen Katholikentag ist 
die Zeit vom.' 26. August bis
2. September festgelegt worden.

Nach dem Osten deportiert
Transport von 300 Gefangenen verlieS die Sowjetzone

EKD will Vorstellungen erheben



„ Nationalist“  Karl May
„W arum  g ib t es keine Karl-M ay-Biicher? 

Diese Frage, w ird  immer w ieder von jun­
gen Lesern aus der Jugendorganisation 
der Thälm ann-Pioniere gestellt“ , meint 
das SED-Organ „Sächsische Zeitung“ und 
beantwortet dann diese F rage  m it dem 
Hinweis, K a rl M ay sei „eingefleischter 
Nationalist“ gewesen. „D ie Heldentaten, 
die in seinen Büchern Vorkommen, werden 
fast ausschließlich von d e u t s c h e n  
Jägern, Trappern, Fallenstellern usw. be­
gangen. W ie  sollen bei solcher Meinung 
Gedanken der Völkerfreundschaft und des 
Friedens —  des W eltfriedens —  gedeihen 
und lebendig w erden?“

W enige K ilom eter vom  Verlagshaus 
„Dresdner Zeitung“ entfernt lieg t das 
Karl-May-Museum in Radebeul. W ie  groß 
muß die Angst vor des seligen Old Shatter- 
hands „Nationalismus“ sein, wenn man 
sich nicht einmal in 
setzt, um im  Hause 
Schriftstellers zwischen 
der Lößn itz etwas von

die Straßenbahn 
des sächsischen 
den W einbergen 
der grenzenlosen 

W eite einer blühenden Phantasie zu

,W enn die da drüben richtige Berliner 
sind, bringen sie den Äniworibrief gleich 

mit der Straßenbahn!"

„Zum 5. Jahrestag der Unterzeich­
nung des Vertrages über die Oder- 
Neiße-Grenze.GenosseDeriingerl"

spüren, die vie le Generationen verzaubert 
hat? f

Man kann K a rl May, wenn man w ill, 
vieles vorwerfen. Aber daß er ausgerechnet 
„Nationalist“ - gewesen sei —  das ist so 
absurd w ie die Existenz einer „Zeitung“ , 
die sich zur Zeit noch als SED-Organ be­
zeichnen darf, ehe sie einmal —  nach der 
W iederverein igung —  in den Archiven 
verschwunden sein w ird.

K a rl Mays Old Shatterhand aber w ird  
dann immer noch leben.

Lokom otive fü r B ie r Produktion
Berlin (D PA ). Bei der Ostberlinei volks­

eigenen Schultheiss-Brauerei w ird in den 
nächsten Monaten eine Eisenbahnlokomo­
tive Dampf für die Biererzeugung spen­
den, damit die Bierproduktion nicht ge­
rade in den Sommermonaten zurückgeht. 
Der Hochdruckkessel in dieser vo lkseige­
nen Brauerei ist ausgefallen und muß 
repariert werden.' Daraufhin wurde eine 
Güterzuglokomotive zum Sudhaus der 
Brauerei in Ostberlin dirigiert.



Wer heiratet, hat mehr vom Lehen
Das behaupten Statistiker — E h e leu te  w erd en  älter

Schon in  alten Zeiten priesen Ärzte die Ehe als ein gesund­
heitliches Erfordern is und erklärten, daß sie ein längeres L e ­
ben garantiere. Den wissenschaftlichen Beweis fü r diese B e­
hauptung lie ferte  je tz t der Verband der amerikanischen V er­
sicherungsgesellschaften, dessen Statistiker nämlich in mehr­
jähriger A rbeit errechneten, daß die Todesrate der Verheirate­
ten um mehr als 30 Prozen t n iedriger ist als die der Unver­
heirateten —  und zwar bei Männern w ie bei Eratien.

So ergab eine Untersuchung 
der Todesursachen bei Verhei­
rateten und Ledigen, daß eine 
ganze Reihe gefährlicher K rank­
heiten in w e it höherem Maße 
Junggesellen und Junggesellin- 
nen befallen als Eheleute. Dazu 
gehören in erster L in ie  Grippe, 
Lungenentzündung, Tuberku­
lose, Blutarmut, Schlaganfälle, 
Herzschwächen, Blinddarment­
zündung und Diabetes. D ie Zahl 
der Led igen, die an den Folgen  
des Alkoholismus sterben, ist 
fast um das Vierfache höher als 
die der Verheirateten. Daß im 
Verhältnis v ie l mehr unverhei­
ratete Menschen einer Lungen­
entzündung oder Erkältungs­
krankheit zum Opfer fallen, 
liegt angeblich daran, daß L e ­
dige in der R ege l kein gemüt­
liches Heim  ihr eigen nennen 
können und jede rechtzeitige 
P flege vermissen.

Magenkranke Junggesellen
Es hat sich zudem herausge­

stellt, so behaupten die ameri­
kanischen Wissenschaftler, daß 
Junggesellen vor allem häufig 
an Magenkrankheiten leiden. 
Begründet w ird  diese Erschei­
nung m it unregelmäßiger, un­
zureichender, unzweckmäßiger 
und unpünktlicher Ernährung. 
D ie  Junggesellen essen zu 
schnell, sie haben keine Muße 
und keine Erholung, w eil ihnen 
der eigene H erd  fehlt.

übrigens sollen auch U nfälle 
v ie l häufiger Unverheirateten 
zustoßen als Eheleuten. Da es 
hierfür keine medizinische E r­
klärung gibt, vermutet man, 
daß es sich um seelische U r­
sachen handelt.

Elekitonen-Weiferfrosch
Frankfurt (D PA ). Elektronen­

gehirne werden uns in Zukunft 
das W etter prophezeien. Sie 
können nach Ansicht der Fach­
leute zuverlässige Voraussagen 
fü r drei Tage geben, während 
die -bisherigen Prognosen meist 
nur fü r 36 Stunden gelten.

Bas 5. Todesspier
München (A P ).  Im  Kranken­

haus München-Jiord erlag- am 
M ontagm orgen der in  Odessa 
geborene 38jährige Münchener 
V erleger Sergius Jürgens seinen 
schweren Verletzungen, die er 
bei der. Explosion des Spreng­
stoff-Paketes im  Münchener 
Postam t erlitten hatte.

B ei dieser Explosion waren 
am vergangenen Dienstag der 
ehemalige slowakische M inister 
Matus Cernak und eine Münch - 
nerin getötet und mehrere P e r­
sonen schwer verletzt worden.

Jürgens, der durch. Splitter 
schwer am K o p f verletzt wurde, 
schwebte sechs Tage  lang zw i­
schen Leben  und Tod und war 
seit der Explosion nur fü r w e­
nige Minuten bei Bewußtsein.

An erster Stelle „Die Ratten“
W ie  sich das P u b lik u m  b e i d en  F ilm fe s ts p ie le n  en tsch ied

Berlin  (E igenbericht). M it der 
Vorführung des englischen 
Zeichenfilms „D er H ofstaat der 
T ie re“  wurden die Berliner
Eilm festspiele 1955 abgeschlos­
sen. Senator P ro f. Tiburtius 
gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß die von manchen Film en 
aufgeworfenen Problem e an­
regend auf die Entwicklung der 
F ilm kunst w irken mögen.

D ie folgenden F ilm e erhielten 
bei der Publikumsabstimmung 
während der Festspiele die mei­
sten positiven Stimmen:

Spielfilme: 1. „D ie Batten“ 
(Deutschland); 2. „Das große
Geheimnis des M arcelino“  (Spa­
nien) ; 3. „Carmen Jones“  (U S A );
4. „B rot, L iebe, E ifersucht“ 
(Ita lien ); 5. „D rei Männer im 
Schnee“  (Österreich); 6. „H iro ­
shima" (Japan ); 7. „Das geteilte 
H erz“  (G roßbritannien ); 8. „D ie 
jungen L iebenden“ (Großbritan­
n ien ): 9. „Papa, Mama, Katrin  
und ich“ (F rankreich ); 10. „H o f­
staat der T ie re “  (Großbritan­
nien).

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen m it den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be­
sucher aus dem Ostsektor B er­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 U hr in stünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 U hr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde fü r K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

Dokumentarfilme: 1. „W under 
der P rä r ie “ (U S A ); 2. „D er ver­
lorene Kontinent“ (Ita lien ); 3. 
„Im  Schatten des Karakorum“ 
(Deutschland).

Kurze Kulturfilm e: 1. „Zim- 
merleute des W aldes“ (Deutsch­
land); 2. „Siam, Land und 
Leu te“ (U S A ); 3. „Pantomimen 
von Marcel Marceau“ (Frank­
reich).

SSO, lierhören!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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